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Berichtsgegenstand

Umgang mit personenbezogenen Daten in den Verfahren der Bauleitplanung nach BauGB

1
2 Sachdarstellung
3
4 Gemäß § 1 Abs. 7 Baugesetzbuch (BauGB) sind bei der Aufstellung der Bauleitpläne die 
5 öffentlichen und privaten Belange von der Gemeinde gegeneinander und untereinander gerecht 
6 abzuwägen.
7
8 Zur Ermittlung der öffentlichen und privaten Belange sieht das Baugesetzbuch u. a. ein zweistufiges 
9 Beteiligungsverfahren für die Öffentlichkeit vor:

10
11 1. Stufe
12
13 Die Öffentlichkeit ist gemäß § 3 Abs. 1 BauGB möglichst frühzeitig über die allgemeinen Ziele und 
14 Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neugestaltung oder 
15 Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkungen der Planung 
16 öffentlich zu unterrichten; ihr ist dabei Gelegenheit zur Äußerung und Erörterung zu geben.
17
18 2. Stufe
19
20 Gemäß § 3 Abs. 2 BauGB sind die Entwürfe der Bauleitpläne zudem für die Dauer eines Monats, 
21 mindestens jedoch für 30 Tage, öffentlich auszulegen. Während der Auslegungsfrist können 
22 Bürger/innen zu den Planentwürfen Stellungnahmen abgeben.
23
24
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25
26 Im Rahmen des abschließenden Abwägungsprozesses, werden die Eingaben der Öffentlichkeit mit 
27 den jeweiligen Stellungnahmen der Verwaltung als Bestandteil der Beratungsvorlagen den politischen 
28 Gremien in öffentlichen Sitzungen vorgelegt. Zur Information, auch zur Information der Bürgerinnen 
29 und Bürger, werden die Vorlagen außerdem über das Ratsinformationssystem ALLRIS und in 
30 „Bauleitplanung online“ zum allgemeinen Abruf im Internet bereitgestellt. Die Daten können somit 
31 zielgerichtet ausgewertet und verarbeitet werden.
32
33 Innerhalb der Vorlage wurden die personenbezogenen Daten (Name, Anschrift, ggf. Telefonnummer 
34 etc.) der Einwender/innen bisher vollständig veröffentlicht.
35
36 Vor dem Hintergrund der geänderten Gesetzeslage (Datenschutzgrundverordnung), ist die 
37 Sensibilität in der Bevölkerung bzgl. des Umgangs mit personenbezogenen Daten stark angestiegen. 
38 Nach Prüfung des Umgangs anderer Gemeinden in NRW (z. B. Duisburg, Mülheim, Essen) mit 
39 diesem Thema und unter Berücksichtigung der schon lange geübten Praxis bei den Verfahren zur 
40 Änderung des Regionalen Flächennutzungsplanes soll im Rahmen von Bauleitplanverfahren von 
41 einer Veröffentlichung personenbezogener Daten von natürlichen Personen im Internet (ALLRIS und 
42 „Bauleitplanung online“) und in den gedruckten Sitzungsvorlagen zukünftig abgesehen werden.
43
44 Für die Beratungsvorlagen bedeutet dies folgendes:
45
46  In den veröffentlichten Sitzungsvorlagen und Anlagen werden die personenbezogenen Daten von 
47 natürlichen Personen anonymisiert (Bürger 1, Bürger 2…etc.).
48
49  Innerhalb der Verwaltung wird eine entsprechende Zuordnungsliste geführt, die Bestandteil der 
50 Verfahrensakte wird.
51
52  Vorgebrachte Stellungnahmen werden in den Beratungsvorlagen so wiedergegeben (u. a. mit 
53 Ortsangaben), dass die Betroffenheit erkennbar und die Entscheidungsfindung für die 
54 Mandatsträger/innen weiterhin möglich ist.
55
56 Daten von juristischen Personen des öffentlichen Rechts und des Privatrechts, zu denen beispiels-
57 weise alle beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gehören, werden auch 
58 weiterhin vollständig genannt.
59
60 Die Vorgehensweise ist mit dem Bereich Recht und der Datenschutzbeauftragten der Stadt 
61 Oberhausen abgestimmt.
62
63
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